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A. Bericht des Abgeordneten Goldhagen: 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Einkommensteuergesetzes — Drucksache 928 — 
wurde in der 56. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 18. November 1954 an den Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen überwiesen. Der Aus- 
schuß hat den Entwurf in seinen Sitzungen am 
26. April und am 6. Juli 1955 eingehend beraten 
und beschlossen, diesen Entwurf in der aus der 
Anlage ersichtlichen Form anzunehmen. 

Der Ausschuß war im Grundsatz der einhelligen 
Auffassung, daß angesichts der lebenswichtigen 
Bedeutung der Abwasserreinigung für die Gesund- 
heit sowohl von Mensch und Tier als auch der 
Pflanzen die Errichtung von baulichen Anlagen 
zur Abwasserreinigung steuerlich durch Gewäh- 
rung zusätzlicher Abschreibungsmöglichkeiten zu 
fördern sind. 

Nach dem Entwurf in Drucksache 928 sollten 
die Einzelheiten, wie Geltungsdauer, Höhe der zu- 
sätzlichen Abschreibungsquoten usw., im Einkom- 
mensteuergesetz selbst geregelt werden. Schon aus 
rechtssystematischen Erwägungen heraus erschien 
es dem Ausschuß, einer Anregung des Bundes- 
finanzministeriums folgend, zweckmäßiger, eine Re- 
gelung zu treffen, wie sie der Bundestag im Steuer- 
neuordnungsgesetz bezüglich der Investitionen der 
Landwirtschaft und der Errichtung von Land- 


arbeiterwohnungen beschlossen hat, nämlich in den 
§51 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes in 
derFassung vom 21. Dezember 1954 eine zusätzliche 
Ermächtigungsbestimmung einzufügen. Der Aus- 
schuß war der Meinung, daß die Vergünstigung auf 
solche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zu 
beschränken ist, die in der Zeit vom 1. Januar 1955 
bis zum 31. Dezember 1960 errichtet werden. 

Die Regierungsvertreter haben in Aussicht ge- 
stellt, in der auf Grund dieser Ermächtigung zu 
erlassenden Rechtsverordnung Sonderabschreibun- 
gen im Rahmen des § 36 des Investitionshilfe- 
gesetzes zu gewähren, d. h. für bewegliche Anlage- 
güter, die auch die sogenannten Betriebsvorrich- 
tungen — die mit Grund und Boden fest verbun- 
denen technischen Einrichtungen — umfassen, 
einen Abschreibungssatz von 50 v. H. für das erste 
bzw. zweite Jahr zuzulassen; der Rest solle auf die 
Nutzungsdauer der Anlage verteilt werden. Für 
Gebäude werde ein Sonderabschreibungssatz von 
30 v. H. vorgesehen. 

Bonn, den 7. Juli 1955 

Goldhagen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 
den Gesetzentwurf — Drucksache 928 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Goldhagen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
»hPinali#»© 20 Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Ruhnke, Schwann, Geiger (München), Elsner, Dr. El- 
brächter und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des 

Einkommensteuergesetzes 

- Drucksache 928 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Einkommensteuergesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

In § 6 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 
in der Fassung vom 15. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1355) wird eine neue 
Nummer 1 a mit folgendem Wortlaut ein- 
gefügt: 

„la. Steuerpflichtige , die ihren Gewinn auf 
Grund ordnungsmäßiger Buchführung 
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 ermitteln, kön- 
nen für Anlagen zur Abwasserreinigung 
( Kläranlagen usw.), die in der Zeit vom 
1. Januar 1954 bis 31. Dezember 1963 
ganz oder zum Teil angeschafft oder her- 
gestellt werden, im Wirtschaftsjahr der 
Anschaffung oder Herstellung über die 
nach § 7 zu bemessenden Absetzungen 
für Abnutzungen hinaus Abschreibungen 
bis zur Höhe von insgesamt 50 vom 
Hundert, im folgenden Wirtschaftsjahr 
bis zur Höhe von je 25 vom Hundert der 
Anschaf fungs - und Herstellungskosten, 
in den nächstfolgenden Jahren bis zur 
Höhe des Restes vornehmen. Die Ab- 
schreibungen gemäß Satz 1 dürfen für 
jedes Jahr 30 vom Hundert des einkom- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 51 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung vom 21. De- 
zember 1954 (EStG 1955) — Bundesgesetzbl. I 
S. 441 — wird der folgende Buchstabe 1 an- 
gefügt: 

„1) über Sonderabschreibungen bei Wirt- 
schaftsgütern des Anlagevermögens, die 
unmittelbar und ausschließlich dazu die- 
nen, Schädigungen durch Abwasser zu be- 
seitigen oder zu verringern, und in der 
Zeit vom 1. Januar 1955 bis 31. Dezem- 
ber 1960 von Steuerpflichtigen, die den 
Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 
ermitteln, angeschafft oder hergestellt 
werden. Voraussetzung ist, daß die An- 
schaffung oder Herstellung der Wirt- 
schaftsgüter im Öffentlichen Interesse er- 
forderlich ist.“ 




Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf 

mensteuerpflichtigen Einkommens nicht 
überschreiten . Die Zulässigkeit beschränkt 
sich auf insgesamt höchstens 100 Millio- 
nen Deutsche Mark für jedes Kalender- 
jahr . Voraussetzung für die Inanspruch- 
nahme ist , 

a) daß die angeschafften oder her gestell- 
ten Anlagen unmittelbar und aus- 
schließlich der Behandlung von Ab- 
wasser dienen; 

b) daß die Anschaffung oder Herstel- 
lung der Anlagen im öffentlichen 
Interesse erforderlich ist; 

c) daß die angeschafften oder her gestell- 
ten Anlagen nicht gewinnbringend 
sind. 

Der ^Steuerpflichtige hat das Vorliegen 
der Voraussetzungen nach den Sätzen 3 
und 4 durch eine Bescheinigung des Bun- 
desministers für Wirtschaft nachzuwei- 
sen. Die Feststellung nach Satz 4 wird im 
Einvernehmen mit den für die Wasser- 
wirtschaft zuständigen Dienststellen der 
Länder vorgenommen“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Oberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (ßundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Artikel 3 
unverändert 


3 



